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Gelsenkirchen Schalke: Autokauf endet in Massenschlägerei 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Freitagabend, den 26. Juli 2026, ist es gegen 22:00 Uhr im Gelsenkirchener Stadtteil 
Schalke zu einer Massenschlägerei mit 20 bis 30 Beteiligten gekommen. Auslöser war nach 
bisherigen Erkenntnissen ein Streit im Zusammenhang mit einem Autokauf. Nach Angaben 
der Polizei handelte es sich bei den Beteiligten um bulgarische Staatsangehörige. Zeugen 
alarmierten die Polizei und berichteten, dass Männer, Frauen und Kinder teilweise mit Gegen-
ständen aufeinander einschlugen.1 
 
Bei dem Vorfall auf der Bismarckstraße in Höhe der Franz-Bielefeld-Straße erlitt ein 14-jähriger 
Junge oberflächliche Schürfwunden. Er wurde von Rettungskräften in einem Rettungswagen 
behandelt, konnte diesen anschließend jedoch wieder verlassen. Im Umfeld des Tatorts stell-
ten die Polizeibeamten mehrere Schlagwerkzeuge sowie ein Messer sicher. Ob diese Gegen-
stände während der Auseinandersetzung eingesetzt wurden, ist Gegenstand der laufenden 
Ermittlungen.2 
 
Etwa anderthalb Stunden nach der ersten Schlägerei kam es an derselben Örtlichkeit erneut 
zu einem Streit zwischen mehreren Beteiligten. Als die Polizei eintraf, hatte sich die Situation 
bereits beruhigt. Die Einsatzkräfte trafen jedoch einen 56-jährigen Gelsenkirchener mit meh-
reren Verletzungen an, der ambulant in einem Krankenhaus behandelt wurde. Im Zuge der 
Ermittlungen identifizierte die Polizei einen 35-jährigen Gelsenkirchener als Tatverdächtigen. 
Er wurde vorübergehend in Gewahrsam genommen und vernommen. Anschließend sprach 
die Polizei Platzverweise gegen mehrere Beteiligte aus und führte Gefährderansprachen 
durch. Zudem wurde der Bereich in der Nacht verstärkt bestreift. Die Polizei leitete Strafver-
fahren ein.3 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8443 mit Schreiben vom 31. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
 

 
1 Vgl. https://apollo-news.net/20-bis-30-bulgaren-prgeln-sich-nach-streit-um-autokauf/. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat dem Ministerium der Justiz unter dem 06.08.2026 
im Wesentlichen berichtet, bei seiner Behörde werde wegen des in der Kleinen Anfrage the-
matisierten Vorfalls, der sich am 27.06.2026 gegen 22:00 Uhr an einem Kiosk auf der Bis-
marckstraße 66 ereignet habe, ein Ermittlungsverfahren wegen gefährlicher Körperverletzung 
gegen sechs Beschuldigte geführt. An demselben Tag sei es gegen 23:30 Uhr an der gleichen 
Örtlichkeit zu einem weiteren Polizeieinsatz wegen einer vermeintlichen Schlägerei gekom-
men. Bei Eintreffen der Einsatzkräfte habe eine solche allerdings – mangels anwesender fest-
stellungsbereiter Zeugen – nicht mehr festgestellt werden können. Die Ermittlungen – insbe-
sondere auch zu den Fragen, ob es eine oder zwei körperliche Auseinandersetzungen und 
weitere Beteiligte gegeben habe – dauerten an. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von kriminalpolizei-
lichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen 
Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der 
abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten: 

• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Kraftfahrsteuergesetz 

• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz 

• in einem Fall wegen Beleidigung 

• in einem Fall wegen Urkundenfälschung. 
 
Ein weiterer Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden 
Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 

• in einem Fall wegen Wuchers 

• in zwei Fällen wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz 

• in einem Fall wegen Bedrohung 

• in zwei Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung. 
 
Ein weiterer Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden 
Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 

• in zwei Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung. 
 
Ein weiterer Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden 
Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 

• in einem Fall wegen Beleidigung. 
 
Zwei weitere Beschuldigte sind im Vorfeld des gegenständlichen Sachverhaltes nicht polizei-
lich in Erscheinung getreten. 
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3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

 
Dem in der Antwort auf die Frage 1 bezeichneten Bericht zufolge sind die Beschuldigten nicht 
vorbestraft. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Die sechs ermittelten Beschuldigten verfügen über die bulgarische Staatsangehörigkeit. 
 
 
5. Welche polizeilichen respektive ordnungsbehördlichen Erkenntnisse lagen über 

das Umfeld der Tatörtlichkeiten bereits vor der Tat vor, insbesondere im Hinblick 
auf wiederkehrende Straftaten, Ordnungsstörungen oder sonstige sicherheitsre-
levante Auffälligkeiten? 

 
Nach Bewertung der Kreispolizeibehörde Gelsenkirchen handelt es sich bei der Tatörtlichkeit 
um keinen Kriminalitätsschwerpunkt.  
 
Im elektronischen Einsatzleitsystem der Kreispolizeibehörde Gelsenkirchen sind im Zeitraum 
vom 01.06.2025 bis zum 28.07.2026 zu der angefragten Einsatzörtlichkeit neun polizeiliche 
Einsätze erfasst worden. 


